
Unternehmenssteuerreform III
lage erst nach der Volksabstimmung defini-
tiv beschliessen. Damit können die letzten
Entwicklungen und auch das Ergebnis der
Volksabstimmung berücksichtigt werden.

Aber warum können es denn
andere Kantone schon vorher?
Ich finde es eigenartig, wenn die Regierung
vor der Abstimmung schon sagen würde,
so wird es dann umgesetzt, wenn dies dann
ja eh das Parlament entscheiden wird.
Noch einmal, ein Nein ist verantwortungs-

los. Alle Kantone haben das erkannt. Wir
kaufen keineswegs die Katze im Sack, im
Gegenteil! Die Kantone können die USR III
selber nach ihren Bedürfnissen umsetzen.
Am 12. Februar geht es darum, ob der Aar-
gau 40 Millionen vom Bund erhält.

Die Gemeinden verlangen einen fairen
Anteil an diesen 40 Millionen, weil
auch sie Gewinnsteuern verlieren wer-
den. Können sie auf den Kanton bauen?
Ja, die Gemeinden sollen einen angemesse-
nen Anteil davon erhalten.

Was ist «angemessen»?
Das Steuersubstrat der Unternehmungen
fällt etwa zu 70 Prozent beim Kanton an, zu
30 Prozent bei den Gemeinden. Es gibt ein
paar wenige besonders stark betroffene
Standortgemeinden – je nach lokaler Fir-
menstruktur. Insgesamt sind unsere Aar-
gauer Gemeinden im Vergleich zum Kanton
von der USR III weniger betroffen als die
Gemeinden in anderen Kantonen wie zum
Beispiel Zug, Zürich oder Basel.

Dann bekommen besonders betroffene
Gemeinden oder Städte einen grösse-
ren Anteil am Ausgleich?
Das ist ein Punkt, der im Gesetzgebungs-
prozess genau zu diskutieren sein wird. Die
Betroffenheit nach anteiligen Steuererträ-
gen von Firmen sollte dabei einfliessen. Fir-
men sind überproportional zahlreich in
Städten angesiedelt. Es braucht deshalb
eine nachvollziehbare Regelung und keine
Giesskanne. Die Umsetzung der Unterneh-
menssteuerreform III ist sehr komplex. Es
wäre unverantwortbar, wenn der Regie-
rungsrat mit einer Lösung vorgeprellt wäre,
die sich dann womöglich als gar nicht trag-
bar erweisen würde. Ein Ja zur USR III
bringt uns 40 Millionen Franken. Darauf
will ich zusammen mit den anderen Kanto-
nen nicht verzichten.

«Wir kaufen keineswegs die
Katze im Sack, im Gegenteil!
Die Kantone können die USR
III selber nach ihren Bedürf-
nissen umsetzen.»

Das sagen fünf
Stadtpräsidenten

«Ich begrüsse aus gesamt-
schweizerischer Sicht die
USR III. Da ich die geplante
Umsetzung im Kanton Aar-
gau nicht kenne, kann ich
die Konsequenzen auf die
Stadt Rheinfelden noch
nicht beurteilen. Ich habe
aber auch aufgrund der
Medienmitteilung vom Frei-
tag den Eindruck, dass der
Regierungsrat das Thema
und seine möglichen Fol-
gen im Aargau mit Umsicht
anpacken wird. Durch die

intensiven Spardiskussio-
nen der letzten Budgetie-
rungen dürfte er sehr stark
sensibilisiert sein.
Rheinfelden erhält etwa
9 Prozent seines Steuerer-
trages aus dem Bereich der
juristischen Personen und
ist damit höchstwahr-
scheinlich nicht kritisch be-
troffen. Für einzelne Unter-
nehmen auf dem Platz ist
der Entscheid und seine
Umsetzung aber von gros-
ser Bedeutung.»

Regierung wird umsichtig agieren

Franco Mazzi
Rheinfelden

«Bei einer Annahme der
USR lll erwarten wir Steuer-
ausfälle bei den Unterneh-
men zwischen 40 und 50
Prozent. Damit diese aufge-
fangen werden können, er-
warten wir den Ausgleich
aus den Bundesgeldern,
die dem Kanton zufliessen
werden. Ansonsten muss
das städtische Budget mit
drastischen Sparmassnah-
men oder mit einer Steuer-
fusserhöhung im Lot gehal-
ten werden. Unter diesen

Massnahmen würde in ers-
ter Linie die Lenzburger
Bevölkerung leiden.
Zudem ist die ganze Ange-
legenheit im Kanton Aargau
eine Black-Box, wir kaufen
die Katze im Sack. Der Re-
gierungsrat will sich ja erst
nach der Annahme der USR
lll zur Umsetzung äussern,
wir wissen also nicht, wel-
che Konsequenzen eine
Annahme hat. Deshalb
tendiere ich persönlich zur
Ablehnung.»

Wir kaufen die Katze im Sack

Daniel Mosimann
Lenzburg

«Sollte die USR III ange-
nommen werden, rechnet
der Badener Stadtrat mittel-
fristig mit Steuerausfällen
bei den juristischen Perso-
nen. Da noch offen ist, wie
hoch die Steuertarifsätze im
Aargau sein werden, wel-
che Instrumente angewen-
det werden und wie hoch
die Entlastung der einzel-
nen Instrumente sein wird,
ist eine verbindliche Aussa-
ge über die künftigen Aus-
fälle noch nicht möglich. Mit

der Einführung der Patent-
box nach internationalen
Normen gingen rund 20
Prozent der Steuern der
juristischen Personen ver-
lustig. Eine Senkung der
Gesamtsteuerbelastung
von bisher 18,6 Prozent auf
voraussichtlich 14 bis 15
Prozent würde zusätzliches
Steuersubstrat von ca. 2 bis
3 Millionen Franken kosten.
Das wären für Baden ge-
schätzte Ausfälle von 4,5
bis 6 Millionen Franken.»

Noch keine verbindliche Aussage

Geri Müller
Baden

«Ich erwarte vom Kanton,
dass er die USR III nach
einer allfälligen Annahme
massvoll umsetzt. Dazu ge-
hört auch, dass er mit den
Gemeinden die zusätzlichen
Gelder aus der direkten Bun-
dessteuer fair teilt und nicht
primär sich selber entlastet.
Es ist unbefriedigend, dass
der Kanton vor der Abstim-
mung nicht sagt, wie er die
USR III umsetzen will. Dies
erschwert es, sich ein kon-
kretes Bild von den Auswir-

kungen der Reform zu ma-
chen. Der Stadtrat gibt keine
offizielle Stellungnahme ab.
Es geht um eine eidgenössi-
sche Vorlage. Die einzelnen
Mitglieder des Stadtrats sind
frei, ihre eigene Meinung zu
vertreten. Obwohl ich grund-
sätzlich anerkenne, dass bei
den Unternehmenssteuern
Handlungsbedarf besteht,
kann ich persönlich der Vor-
lage in dieser Form nicht
zustimmen. Es fehlt ihr an
Ausgewogenheit.»

Der Kanton soll fair teilen

Jolanda Urech
Aarau

eine Lösung überstülpen, sondern müssen sie sorgfältig erarbeiten.» ALEX SPICHALE

«Ich stehe hinter der Un-
ternehmenssteuerreform
III, über die wir am 12. Fe-
bruar abstimmen, weil sie
für unser Land und für den
Erhalt unseres Wohlstands
nötig ist und es für sie kei-
ne Alternative gibt. Auch in
Bezug auf den Erhalt von
Arbeitsplätzen mit hoher
Wertschöpfung ist die
USR III wichtig.
Ich erwarte aber vom Kan-
ton, dass er raschmög-
lichst kundtut, wie er die

Reform auf Kantonsebene
umzusetzen gedenkt.
Denn nur so können die
Städte und Gemeinden die
detaillierten und spezifi-
schen Auswirkungen auf
das Steueraufkommen in
den Kommunen abschät-
zen. Diese Informationen
hätte ich eigentlich schon
viel früher erwartet. Ande-
re Kantone haben das ja
so gehandhabt.»

Kanton soll sich rasch erklären

Hans-Ruedi Hottiger
Zofingen
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Die von Daniel Knecht präsidierte Aar-
gauische Industrie- und Handelskammer
(AIHK) spricht sich klar für die USR III
aus. Die Vorlage verdiene ein deutliches
Ja, schaffe sie doch die Grundlage für
weiterhin fliessende Steuereinnahmen,
schreibt die AIHK. Zudem sorge sie da-
für, dass künftig alle Unternehmen nach
den gleichen Spielregeln besteuert wer-
den. Bei der Umsetzung im Aargau müs-
se man dann aber auf die kantonale Wirt-
schaftsstruktur Rücksicht nehmen. Der
Aargau hat mehr als 5000 Familienun-
ternehmen, die von der Reform (unter-
schiedlich) betroffen sind. Deren Interes-

sen seien zu berücksichtigen, fordert der
Wirtschaftsverband. Mit der heutigen
Teilbesteuerung bei namhaften Beteili-
gungen wird die Doppelbesteuerung von
Dividenden reduziert. Mit der möglichen
Einführung der zinsbereinigten Gewinn-
steuer (NID, vgl. Glossar rechts) müsste
die Teilbesteuerung von Bundesrechts
wegen von 40 auf 60 Prozent erhöht
werden. Die AIHK fragt dazu: «Der Nut-
zen einer NID-Einführung ist ungewiss –
kommen dank NID tatsächlich zusätzli-
che juristische Personen als Steuerzahler
in den Aargau?» Der Preis wäre zu hoch,
fürchtet die Handelskammer und macht
klar: «Der Vorstand der AIHK will eine
kantonale Umsetzung ohne NID.»

Weit weniger klar ist die Zustimmung
im von Kurt Schmid präsidierten Aargau-
ischen Gewerbeverband (AGV). Der Ver-
band tue sich mit dieser Vorlage schwer,
heisst es in einer Mitteilung. Auch der

AGV würde sich heftig wehren, wenn die
zinsbereinigte Gewinnsteuer (NID) käme.
Das will der AGV keinesfalls. Man habe
von der Regierung schon im August
gefordert, «sich für die Beibehaltung des
40-Prozent-Satzes für die Dividendenbe-
steuerung und damit gegen die Einfüh-
rung der zinsbereinigten Gewinnsteuer
auszusprechen». Zwar sage der Regie-
rungsrat jetzt immerhin, dass er die Inte-
ressen der Aargauer KMU berücksichti-
gen wolle. Es sei positiv, dass die Regie-
rung durchblicken lasse, die Gewinnsteu-
ertarife anpassen zu wollen. Der AGV-
Vorstand verurteilt aber das Versteck-
spiel des Regierungsrats. Gleichwohl sagt
er mit 12 zu 5 bei 2 Enthaltungen Ja zur
eidgenössischen Vorlage. Er kündigt aber
an, im Aargau das Referendum ergreifen
zu wollen, «sollte die kantonale Umset-
zung zu einer steuerlichen Mehrbelas-
tung für das Gewerbe führen». (MKU)

Das sagen die Wirtschaftsverbände
Handelskammer und Gewer-
beverband sagen Ja, haben
aber einen zentralen Vorbehalt
zur Umsetzung im Aargau.

«eine Vorlage, die die sinnvollen Eck-
punkte einhält, ohne dass schon wieder
die Falschen an die Kasse kommen».

Gemeindeammänner: Ja, aber ...
Und was sagt die Gemeindeammän-

ner-Vereinigung des Kantons Aargau?
Präsidentin Renate Gautschy sagte der
az schon Ende Dezember, der Vorstand
der Vereinigung tendiere nach intensiver
Diskussion «mit grösster Zurückhaltung»
eher zu einem Ja. Gautschy erläuterte
damals: «Die Ausgangslage ist sehr unbe-
friedigend. Wir bedauern ausserordent-
lich, über keine genauen Angaben zu
verfügen, weshalb wir nicht wissen, wo-
hin die Reise geht. Wir erwarten, dass
die Regierung dem nach einem allfälli-
gen Volks-Ja zu dieser Vorlage, die für
den Erhalt von rund 150 000 Arbeits-
plätzen und damit für die Schweiz sehr
wichtig ist, Rechnung trägt.»

Parteien Darum wird abgestimmt Die Schweiz
wird seit Jahren für bestimmte kantonale
Steuerpraktiken kritisiert. Sie hat sich
gegenüber der EU und der OECD ver-
pflichtet, die Unternehmensbesteue-
rung internationalen Standards anzu-
passen. Am 12. Februar stimmt das
Schweizer Stimmvolk über die Unter-
nehmenssteuerreform III ab.

Was können die Kantone tun? Eine
einheitliche Lösung gibt es nicht – zu
unterschiedlich sind die Ausgangsla-
gen. Einerseits können die Kantone
neue, international unbestrittene Ersatz-
regelungen einsetzen, anderseits kön-
nen sie die Gewinnsteuersätze mit fi-
nanzieller Unterstützung des Bundes
auf ein international wettbewerbsfähi-
ges Niveau senken. Sie erhalten dafür
einen höheren Anteil aus den Einnah-
men der direkten Bundessteuer, insge-
samt 1,1 Milliarden Franken. Der Aargau
erhält davon 40 Millionen Franken.

Welche Instrumente können die
Kantone einsetzen? Der Bundesge-
setzgeber stellt den Kantonen folgende
neue Instrumente zur Verfügung:
■ Patentbox: dies bedeutet eine steuer-
liche Ermässigung für Gewinne aus Paten-
ten und Immaterialgütern.
■ Forschungs- und Entwicklungs-Input-
förderung: möglich ist ein erhöhter Abzug
von Forschungs- und Entwicklungsauf-
wand, z. B. für die Löhne von Forschenden.
■ Entsprechende Ermässigungen gibt es
auch bei der Kapitalsteuer.
■ Sonderbesteuerung stiller Reserven.
■ Zinsbereinigte Gewinnsteuer: Das ist
ein Zinsabzug auf überdurchschnittli-
ches Eigenkapital. Wenn ein Kanton die-
ses Instrument einsetzt, ist im Gegenzug
eine privilegierte Dividendenbesteue-
rung von mindestens 60 Prozent not-
wendig. Im Aargau gilt heute ein Satz
von 40 Prozent. Für dessen Beibehal-
tung kämpfen die beiden grossen Aar-
gauer Wirtschaftsverbände. (AZ)

Diese Instrumente sind für die Umsetzung denkbar
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